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Vorwort der Herausgeber 

Der Schutz von Grund- und Menschenrechten in schlechten Händen 

Vor zwanzig Jahren veröffentlichten wir den ersten Grundrechte-Report, um den vom 
Staat und seinen Geheimdiensten entworfenen Schreckensbildern von verfassungs-
feindlich gesinnten Bürger*innen und ihren extremistischen Organisationen, die ein 
Sicherheitsrisiko darstellten, eine nüchterne Analyse der Gefährdungen der Grund- 
und Freiheitsrechte durch den Staat entgegenzustellen. Demokratie und der demokrati-
sche Rechtsstaat leben von der Auseinandersetzung der Bürger*innen mit der Verfas-
sung, vom Streit um politische Meinungen und Deutungen. Auch wenn sich im Ver-
lauf der Jahrzehnte die staatlichen Feindbilder verändert haben, gilt bis heute, dass 
weder islamistische Organisationen noch Amoktäter*innen, weder nationalistische und 
rassistische Zusammenschlüsse noch Migrant*innen die freiheitliche demokratische 
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Grundordnung bedrohen. Der Antrag auf Verbot der NPD scheiterte aus guten Grün-
den vor dem Bundesverfassungsgericht. Gefahren für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung, für den an Menschenrechten gebundenen Rechtsstaat und Grundrechte 
gehen weiterhin von einer Regierung aus, die auf Straftaten mit dem gefährlichen 
Ausbau von Überwachungsmaßnahmen und mit neuen Eingriffsbefugnissen für Ge-
heimdienste und Polizei reagiert.  

Seit vielen Jahren beschäftigen uns immer wieder dieselben Themen. So warnen Bür-
gerrechtler*innen seit langem vor der immer weitergehenden Einschränkung von Frei-
heitsrechten zugunsten von vermeintlich mehr Sicherheit. Die Aufdeckung der NSU-
Morde hat zudem gezeigt, dass die Gefahren zumindest auch auf die behördlich-
ideologischen Scheuklappen zurückzuführen sind, die einer Aufdeckung von Strafta-
ten mit nationalistisch-rassistischem Hintergrund im Wege standen. Racial profiling – 
wie die Sortierung von Besucher*innen der Stadt Köln nach Phänotypen und ver-
meintlicher Herkunft („Nafris“) in der Silvesternacht 2016/2017 – ist rechtswidrig, da 
es gegen das Diskriminierungsverbot verstößt. Polizeiliches Handeln nach diesem 
Konzept trifft vor allem die Falschen, schadet mehr als es nutzt und schürt Rassismus. 
Zwei Aufsätze in diesem Buch setzen sich mit den Implikationen und juristischen Fra-
gen dieses Themenfeldes auseinander. Dem kurzen Sommer 2015 einer scheinbar 
freundlichen Begrüßung von Migrant*innen folgte umgehend eine neue Welle von 
Abwehr- und Abschottungsmaßnahmen. Tausende Flüchtlinge sterben im Mittelmeer, 
stranden vor den Toren Europas oder bleiben in Europa völlig unterversorgt. Sie wer-
den abgeschoben und der Familiennachzug wird menschenrechtswidrig „ausgesetzt“. 
Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit wird einschränkend ausgelegt, die Rechte 
der Gegendemonstrierenden missachtet. Noch der geringste Schutz gegen polizeiliche 
Gewaltmittel wird auch vor Gericht als passive Bewaffnung interpretiert.  

Die großen Entwicklungen aber spiegeln sich in den vielen konkreten und Einzelfra-
gen betreffenden Eingriffen. Auch beim Kauf von Prepaid-Karten muss nun die Identi-
tät der Käufer*in geprüft werden. Unüberwachte Kommunikation wird so quasi un-
möglich gemacht. Die Schere zwischen Arm und Reich geht immer weiter auseinander 
und der Staat schützt einseitig die Interessen der Reichen. Die durch eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts notwendig gewordene Erbschaftssteuerreform 
schützt letztlich doch wieder die reichen Erben von Betriebsvermögen. Die „Überpri-
vilegierten“ haben den größeren politischen Einfluss. Auf der anderen Seite wurde 
noch im Dezember 2016 ein Gesetz zum Ausschluss hilfebedürftiger Unionsbür-
ger*innen aus der sozialen Sicherung beschlossen. Der Zugang zu Leistungen nach 
dem Sozialgesetzbuch (SGB) II und zur Sozialhilfe wird drastisch eingeschränkt, Aus-
reise als Mittel zur Beendigung der Hilfebedürftigkeit gesetzlich verankert. Die Schul-
denbremse, die auch den Ländern zukünftig eine Neuaufnahme von Krediten verbietet, 
wird sich auf die Finanzautonomie der Kommunen auswirken. Leistungen im sozialen 
Bereich werden drastisch eingeschränkt werden. Das aber wird das Sozialstaatsgebot 
unmittelbar beeinträchtigen.  

So bleibt erneut festzustellen, dass dieser Verfassungsschutzbericht erschreckende Ge-
fährdungen des an die Menschenrechte gebundenen demokratischen Rechtsstaats 
durch staatliche Institutionen konstatieren muss.  
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